	EU-Osterweiterung bietet große Chancen

	


Döring: "Am 16. April 2003 wurden in Athen die Weichen in die Zukunft unseres Kontinents gestellt. Wer die Bedeutung dieses Tags, an dem die Beitrittsverträge unterzeichnet wurden, nicht richtig einschätzt, der wird entweder in die falsche Richtung fahren oder gar auf dem Abstellgleis landen. Dies gilt vor allem für die Unternehmen und Unternehmer in Baden-Württemberg. Unser Ruhm als ‚Deutscher Meister im Export‘ ist vergänglich – er muss immer wieder neu erarbeitet werden."

Die Handelsbeziehungen Baden-Württemberg/MOE-Länder

In Folge der Erweiterung der EU zeichnet sich für die Wirtschaft Baden-Württembergs eine einzigartige Chance ab. Mit dem Beitritt muss das wirtschaftliche Produktionspotenzial der neuen EU-Mitglieder grundlegend modernisiert und erneuert werden. Nur so können sich ihre Volkswirtschaften in dem harten Wettbewerb des gesamteuropäischen Binnenmarkts behaupten. Um z.B. die Umweltstandards der EU erfüllen zu können, müssen dort immense Investitionen vorgenommen werden. Die Unternehmen in Baden-Württemberg haben genau die Produktpalette, die in diesen Ländern für die wirtschaftliche Modernisierung benötigt wird, so der Wirtschaftsminister.

Döring betonte, dass bislang die Handelsbeziehungen zwischen Baden-Württemberg und den Ländern in Mittel- und Osteuropa von einer besonders hohen Exportdynamik gekennzeichnet gewesen sind. Von 1996 bis heute haben sich Importe wie Exporte mehr als verdoppelt: 

Die Exporte stiegen von 1996 bis 2002 von 5,1 auf 10,2 Mrd. €. Gut ein Zehntel aller Exporte Baden-Württembergs gingen damit 2002 schon in die MOE-Länder. Bei den Importen erfolgte im gleichen Zeitraum eine Zunahme von 3,5 auf 8,3 Mrd. €.

Diese Zahlen belegen nach Döring, dass die EU-Erweiterung für alle Seiten von Vorteil ist.

Die wichtigsten Exportgüter in diesem Bereich des Außenhandels:

Maschinen: 2,5 Mrd. €
Kraftwagen und Kraftwagenteile: 2,0 Mrd. €
elektrotechnische Erzeugnisse: 1,9 Mrd. €

Die wichtigsten Importgüter:

elektrotechnische Erzeugnisse: 1,8 Mrd. €
Kraftwagen und Kraftwagenteile: 1,3 Mrd. €
Maschinen: 1,2 Mrd. €

Allein aus der Tschechischen Republik werden im Jahr 2002 elektronische Erzeugnisse im Wert von 0,44 Mrd. € importiert, gefolgt von Ungarn mit knapp 0,4 Mrd. €. Kraftwagen und Kraftwagenteile kommen an erster Stelle aus Ungarn (0,68 Mrd. €), gefolgt von Polen (0,21 Mrd. €). Auch bei den Maschinenbaueinfuhren liegt die Tschechische Republik mit 0,58 Mrd. € vorne, gefolgt von Ungarn mit 0,2 Mrd. €.

Entwicklung des Außenhandels Baden-Württembergs mit den MOE-Ländern seit 1996 siehe in Anlage 1.

Nicht zu vernachlässigen seien in diesem Zusammenhang auch die Direktinvestitionen, auch wenn die wesentlichen Kapitalströme bislang lediglich in eine Richtung gingen: Bereits bis Ende 2000 waren über 800 baden-württembergische Unternehmen in den MOE-Ländern, vorwiegend in Polen, Tschechien und Ungarn, aktiv tätig. Ihr Beteiligungskapital hat rund 3 Mrd. € betragen. Und diese Unternehmen beschäftigten im Jahresdurchschnitt 2000 fast 120.000 Arbeitskräfte bei einem Umsatz von über 8 Mrd. €.

Als Beispiele hierfür können die Landesbank Baden-Württemberg (LBBW) mit Repräsentanzen in Polen, Tschechien und Ungarn und die Fa. Kärcher aus Winnenden mit eigenen Tochtergesellschaften ebenfalls in Polen, Tschechien und Ungarn sowie die Fa. SAP in Walldorf, die über eine kleinere eigenständige Niederlassung in Slowenien verfügt, genannt werden.

Das europapolitische Umfeld

Umso mehr bedauert Döring, dass in einem Meer von Nachrichten in dem Zusammenhang mit der Irak-Krise und der bundesdeutschen Reformdiskussion die historische Zäsur, vor der die Europäische Union steht, fast untergegangen ist. Kaum einer habe zur Kenntnis genommen, dass der Zug zur Erweiterung enorm an Fahrt zugenommen hat: In den vergangenen sieben Wochen ist es zu drei erfolgreichen Volksabstimmungen gekommen – in Malta, Slowenien und Ungarn; die Parlamentswahl in Malta haben die Beitrittsbefürworter gewonnen; und nach dem Beschluss der Außenminister zur Annahme der Beitrittsverträge haben die Regierungschefs am 16. April in Athen die Beitrittsverträge unterzeichnet. Das Zieldatum 1. Mai 2004 für die Aufnahme der zehn neuen Mitgliedstaaten ist damit zur Gewissheit geworden. 

Döring: "Die Landkarte Europas wird neu gezeichnet. Wer sie genau betrachtet, der wird eine geopolitische Veränderung nicht übersehen können: Im neuen, größeren Europa wird das Land Baden-Württemberg noch mehr als zuvor mitten im Zentrum liegen. Darin liegen enorme Chancen und Potenziale, die wir nutzen müssen, und zwar jetzt, nicht erst dann, wenn die Märkte aufgeteilt sind."

Makroökonomische Rahmendaten

Die wirtschaftliche Dynamik in den neuen EU-Mitgliedsländern wird nach Ansicht des Wirtschaftsministers weiterhin deutlich höher sein als in der EU.

Allerdings hat sich das Wirtschaftswachstum in den mittel- und osteuropäischen Beitrittsländern im Laufe des Jahres 2002 von + 2,7 % auf + 2,4 % abgeschwächt. Ursache dafür ist vor allem die schwache Konjunktur in den Ländern der bestehenden Europäischen Union, ihren wichtigsten Handelspartnern. Aufgrund einer starken Inlandsnachfrage haben die Kandidatenländer der ungünstigen Entwicklung bislang aber gut standgehalten. Vor allem in Polen bleibt die wirtschaftliche Dynamik nicht zuletzt aufgrund der dortigen Hochzinspolitik jedoch weiter schwach (Wachstum 2002: + 1,0 %). Die übrigen mitteleuropäischen EU-Anwärter haben 2002 Wachstumsraten zwischen knapp 3 % und 4 % erreicht. 

Prognosen für die Wirtschaftsentwicklung bis 2003 in den Beitrittsländern (ohne Malta und Zypern sowie mit Bulgarien und Rumänien) siehe in Anlage 2.

Döring: "Insgesamt wird die wirtschaftliche Dynamik in den Beitrittsländern weiterhin deutlich höher sein als in der Europäischen Union. Die fortschreitende Integration auf der Basis der Assoziationsabkommen und die Anstrengungen der Beitrittskandidaten bei der Umstrukturierung und Privatisierung ihrer Volkswirtschaften und bei der Übernahme des Acquis Communautaire zahlen sich bereits jetzt aus." 

Dies sind die Ausgangsdaten:
Das durchschnittliche BIP pro Kopf der zehn „2004-Kandidaten“ liegt bei 51 % des EU-Durchschnitts. Die Spannweite reicht dabei von 30 % in Lettland über 39 % in Polen, 50 % in Ungarn und 58 % in der Tschechischen Republik bis zu 70 % in Slowenien. Zypern kommt gar auf über 86 % . 

Der Wirtschaftsminister skizzierte die wichtigsten Probleme, welche die mittel- und osteuropäischen Beitrittsländer bewältigen müssen: 

Er nannte zum einen die hohe Arbeitslosigkeit infolge der tiefgreifenden Restrukturierungen der Wirtschaft (Spannweite von 5,5 % in Ungarn und 6,0 % in Slowenien über 9,2 % in Tschechien, 12,0 % Lettland und 19 % in Polen). 
Zum zweiten verwies er darauf, dass trotz Rückgangs der Inflationsraten und weiterer Verlangsamung des Preisanstiegs dieser dennoch mit 5,3 % (2002) deutlich über dem EU-Durchschnitt von 2,0 % liege.

Zum dritten sei festzustellen, dass fast alle Beitrittskandidaten mit großen Haushaltsdefiziten zu kämpfen hätten. Vor allem in den großen Ländern Polen, Tschechien und Ungarn sei auch 2003 mit hohen Defiziten zwischen 4 % und 7 % des BIP zu rechnen. 

Makroökonomische Instabilitäten und exzessive Schwankungen ökonomischer Variablen übten schließlich einen hohen Druck auf den Finanzsektor aus. Die Restrukturierung und Privatisierung des Bankensektors sei in den meisten Transformationsländern zwar weit fortgeschritten bzw. abgeschlossen und habe dort bereits zu einer merklichen Stabilisierung des Finanzsektors beigetragen. Die Anleihemärkte würden aber noch immer von Staatspapieren dominiert. Die unterentwickelten Finanzmärkte führten zu einem höheren Gewicht der Auslandsfinanzierung, was die externe Verschuldung und damit auch die Verwundbarkeit erhöhe. 

Döring: "Aufgabe der Wirtschaftspolitik in den Beitrittsländern ist es vor diesem Hintergrund, in der Reformdynamik auch nach dem Beitritt nicht nachzulassen. Sie muss den notwendigen strukturellen Wandel und damit den Konvergenzprozess beschleunigen, um die hohe Arbeitslosigkeit abzubauen. Dies ist die positive Perspektive: Wenn mit Reformen die Vorteile der EU-Mitgliedschaft optimal umgesetzt werden, kann die gesamtwirtschaftliche Leistung der Beitrittsländer einer Studie der Europäischen Kommission vom 13. 11.2002 mit dem Titel "Prognosen für die Wirtschaftsentwicklung in den Kandidatenländern" zufolge bis 2004 mit einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate von real 4,2 % wachsen." 

Außenwirtschaftliche Aktivitäten

Döring unterstrich die Notwendigkeit einer umfassenden Information über die EU-Erweiterung. Er gab einen kurzen Überblick über die aktuellen außenwirtschaftlichen Aktivitäten des Wirtschaftsministeriums in den Ländern Mittel- und Osteuropas. Im einzelnen:

Im Jahr 2003 sind im Bereich der Länder Mittelost- bzw. Südosteuropas folgende Maßnahmen zu der Erschließung ausländischer Märkte geplant:

11.05.-15.05.03 Kroatien/Bosnien
Kontakt- und Kooperationsbörse der GWZ Hercegovina 
Zagreb/Sarajewo 

02.06.-04.06.03 Rumänien 
Kontakt- und Kooperationsbörse der GWZ
Bukarest/Brasov (Begleitung durch Minister)

30.06.-02.07.03 Serbien
Kontakt- und Kooperationsbörse der GWZ
Belgrad 

08.09.-10.09.03 Bulgarien
Kontakt- und Kooperationsbörse der GWZ
Sofia (Begleitung durch Staatssekretär) 

22.09.-24.09.03 Slowakei
Kontakt- und Kooperationsbörse der GWZ
Bratislava (Begleitung durch Staatssekretär)

18.11.-21.11.03 Polen
Firmengemeinschaftsausstellung bei der Messe POLEKO (LVI-Maßnahme)
Posen

12.11.-13.11.03 Tschechien
Wirtschaftsdelegationsreise des Handwerks (Begleitung durch Minister)

Döring: "Mit dieser reichhaltigen Palette an Maßnahmen setzen wir auch in Zeiten gravierender Haushaltsprobleme ein deutliches Zeichen. In dem vergrößerten Binnenmarkt und auf den neuen Teilmärkten müssen sich unsere Unternehmen positionieren. Erfolge dort schlagen direkt durch auf das Wirtschaftswachstum in Baden-Württemberg und damit auch auf Beschäftigung und auf die Sozialsysteme."

Rückblick auf den Zeitraum 1998-2002:

Die EU-Beitrittsländer standen auch schon im Zeitraum 1998-2002 im Rahmen von Veranstaltungen mit der GWZ , der Projektstelle Umwelt beim Landesverband der baden-württembergischen Industrie e.V. (LVI) und dem Handwerkskammertag kontinuierlich im Mittelpunkt außenwirtschaftlicher Aktivitäten. 

In den letzten fünf Jahren wurden in folgenden Ländern Mittelost- und Südosteuropas Maßnahmen zur Erschließung ausländischer Märkte durchgeführt:

Polen (9 Maßnahmen); Tschechien (6); Ungarn (4); Slowenien (2); Estland (2); Lettland (2); Litauen ( 2); Slowakei (1); Rumänien (3); Bulgarien (1); Kroatien (2); Serbien(1).

Insgesamt sind dies 35 Maßnahmen, davon 28 Maßnahmen in Ländern, die mit dem 1. Mai 2004 Mitglied der Europäischen Union werden.

Der Wirtschaftsminister hob in diesem Zusammenhang die besonders wichtige Arbeit der Kammern hervor: Mit ihren Maßnahmen – etwa länderspezifische Wirtschaftstage, Kooperationsveranstaltungen, Informationsseminare über Finanzierung, Geschäftsaufbau oder Fördermöglichkeiten – leisteten sie einen bedeutsamen Beitrag für die reibungslose Zusammenarbeit zwischen Geschäftspartnern, die noch vor wenigen Jahren diametral entgegen gesetzten Wirtschaftssystemen angehört hatten. 

Wie eng bereits heute die Beziehungen von Baden-Württemberg mit den neuen Partnern in der EU sind, ergibt sich im übrigen auch aus der Vielzahl von Partnerschaften: So gibt es zum Beispiel 22 kommunale Partnerschaften mit Polen, 5 mit Rumänien, 7 mit Slowenien, 12 mit Tschechien und 132 mit Ungarn.

Beispiele:
Stuttgart und Brünn (Tschechischen Republik), 
Baden-Baden und Karlsbad (Tschechischen Republik),
Crailsheim und Jurbarkas (Litauen), 
Ulm und Maribor (Slowenien), 
Gerlingen und Tata (Ungarn) und
Mannheim und Bydgoszcz (Polen).

Vielfältig und intensiv sind auch die Kooperationen im Hochschulbereich sowie in Wissenschaft und Forschung. Dabei fällt auf, dass sich diese Beziehungen auf alle Länder erstrecken, also auch auf die baltischen Länder, auf Bulgarien und auf Malta, wo naturgemäß die kommunale Ebene keine Rolle spielt. Allein die Universität Mannheim hat 19 Partnerschaften mit polnischen Universitäten. Auch so ein kleines Land wie Estland hat sechs Universitätspartnerschaften mit Baden-Württemberg. Allein die Universität Tartu hat hier 4 Partnerschaften mit den Universitäten Mannheim, Pforzheim (FH), Tübingen und Ulm. Zypern hat insgesamt in der Bundesrepublik neun Partnerschaften, davon sind zwei in Baden-Württemberg mit Freiburg (KathFH) und Pforzheim (FH).

Einen konkreten Beitrag zu der Entwicklung der Marktwirtschaft in Rumänien leistet Baden-Württemberg im Rahmen des derzeit laufenden Twinning-Projekts. Das Projekt hat zum Ziel die Stärkung und Optimierung der institutionellen und gesetzlichen Rahmenbedingungen für kleine und mittlere Unternehmen in Rumänien. Projektpartner des Wirtschaftsministeriums ist das rumänische Ministerium für kleine und mittlere Unternehmen. Das Projekt wird voll von der EU-Kommission finanziert. Der GWZ Baden-Württemberg wurde das Projektmanagement übertragen. Neben einem Langzeitexperten aus dem Wirtschaftsministerium arbeiten Mitarbeiter des Wirtschaftsministeriums gemeinsam mit Mitarbeitern des rumänischen Ministeriums in verschiedenen Themenbereichen wie Bürokratieabbau, Organisation, Qualifizierung, Finanzierung, Exportförderung, Beratung. Das Projekt wird mittlerweile vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit als Referenzprojekt dargestellt.

Die Informationskampagne des Wirtschaftsministeriums

Wirtschaftsminister Döring zog abschließend eine positive Zwischenbilanz der Informationskampagne des Wirtschaftsministeriums zur EU-Erweiterung.

Die Informationsvermittlung geschieht flächendeckend, wobei einzelne Veranstaltungen je nach Anlass und Zielgruppe differenziert werden. Das Grundanliegen ist immer gleich: Abbau von Vorurteilen, Unkenntnis und Ängsten, Verbreiterung des Bestands an Daten und Fakten bei Wirtschaft und Bevölkerung. Dabei hat sich laut Döring die Strategie bewährt, so umfassend und offen wie möglich zu informieren, also auch unter klarer Benennung von kritischen und heiklen Punkten.

Um breite Schichten der Bevölkerung zu informieren, die normalerweise mit Informationsangeboten der politischen Bildung nur schwer erreicht werden können, hat das Wirtschaftsministerium eine Wanderausstellung konzipiert, die vor allem bei Verbrauchermessen flächendeckend im Land zum Einsatz kommt.

Bisheriger Verlauf der Wanderausstellung:

2002
· Eröffnung zusammen mit Kommissar Verheugen, IHK-Tag-Präsident Casper, StS Csevalvay/Ungarn am 7. Mai 2001 in Stuttgart

· Esslinger Podium (IHK Region Stuttgart) am 26. Januar 2002 in Esslingen

· Erstmalige Präsentation der Ausstellung am 3. Mai 2002 in Stuttgart

· Ausstellung in Ravensburg (Standzeit: 4. Juni bis 28. Juni)

· Ausstellung im LGA Karlsruhe (Standzeit: 25. Juli bis 16. August)

· Ausstellung in Mühlacker (Standzeit: 11. bis 19. September)

· Ausstellung auf der Oberrheinmesse in Offenburg (Standzeit: 28. September bis 6. Oktober 2002)

· Ausstellung auf der Oberschwabenschau in Ravensburg (Standzeit: 12. bis 20. Oktober)

· Ausstellung auf der OFFERTA in Karlsruhe (Standzeit: 26. Oktober bis 3. November)

· Ausstellung in Konstanz (Standzeit: 27. November bis 11. Dezember)

· Forumsveranstaltung u.a. mit Konsul Wolski/Polen, Handwerkspräsident Schüle und Erdlein (Bausparkasse SHA) am 11. Dezember in Schwäbisch Hall



2003
· Ausstellung in Schopfheim (Standzeit 16. Januar bis 6. Februar 2003)

· Austellung auf der Messe „für die familie“ in Tübingen (Standzeit 8. bis 16. März

· Ausstellung auf der 54. IBO in Friedrichshafen (Standzeit 22. bis 30. März)

· Ausstellung auf der Messe „Leben-Wohnen-Freizeit“ in Ulm (Standzeit 
5. bis 13. April)



Weitere Planung 
· Forumsveranstaltung am 7. Mai 2003 in Stuttgart, zusammen mit Handwerkstag und IHK Region Stuttgart

· Diskussion des StS in der Europawoche mit Schülern im Wirtschaftsministerium

· Vom Wirtschaftsministerium initiierte und kofinanzierte Fachtagung mit Colloquium in Colmar am 13. Mai 2003 (Hauptredner: Kommissar Verheugen)



Fest vereinbart sind außerdem die folgenden Präsentationen der Ausstellung für 2003:

· Mannheim/Maimarkt (April/Mai)

· Weil am Rhein(Mai/Juni)

· Villingen-Schwenningen (Juni)

· Gerlingen (September)

· Stuttgart/Landwirtschaftliches Hauptfest (September/Oktober)

· Göppingen (Oktober)

· Messe „family and home“ im September in Stuttgart

· Achern (November/Dezember)



Bei den Ausstellungsterminen werden teilweise Rahmenprogramme gestaltet, an denen verschiedene Partner mitwirken können und sollen (etwa IHK, Handwerk, Verbände, Kommunen); eine Einbeziehung von kommunalen Partnerschaften wird jeweils angestrebt.

Döring berichtete darüber hinaus, dass die Messe Stuttgart die zehn neuen Mitglieder der EU eingeladen habe, sich auf der CMT 2004 gemeinschaftlich zu präsentieren. Die CMT ist nach seiner Einschätzung eine ideale Plattform, diese „neuen“ Länder dem „alten“ Europa mit Land, Leuten und Kultur vorzustellen. Immerhin sei die CMT Europas bedeutendste Publikumsmesse für Touristik und Freizeit. Zur CMT 2003 seien trotz Konjunkturflaute 1407 Aussteller aus 81 Nationen und 195.000 Besucher gekommen.

Weitere Materialien

Im Wirtschaftsministerium werden derzeit weitere Informationsmaterialien hergestellt und vorbereitet. So ist in diesen Tagen gerade eine Broschüre erschienen, die sich eng an die Vermittlung der Ausstellungsinhalte anlehnt. 

Diese Broschüre lässt sich als pdf-Dokument von der Homepage des Wirtschaftsministeriums unter http://www.baden-wuerttemberg.de/sixcms/detail.php?id=28841 herunterladen.
Außerdem hat ein Projektteam von Nachwuchswissenschaftlern am Institut für Politikwissenschaft an der Universität Tübingen im Auftrag des Wirtschaftsministeriums Texte für eine weitere Broschüre mit den wichtigsten Fragen und Antworten zur EU-Erweiterung entworfen, die voraussichtlich im Mai in Druck gehen wird. 

Schließlich hat das Wirtschaftsministerium auch nach einer ertragreichen Ausschreibung eine junge und kreative Agentur damit beauftragt, eine Internetpräsentation zur EU-Erweiterung zu erarbeiten. Es ist geplant, mit dieser Präsentation in der Europa-Woche 2003 online zu gehen.

Dem Wirtschaftsminister zufolge ist mit diesen zahlreichen, durchaus unterschiedlichen Medien und Vermittlungsformen der Auftrag der Landesregierung an das Wirtschaftsministerium umgesetzt, Wirtschaft und Bevölkerung – und dabei alle Zielgruppen – über die Erweiterung der Europäischen Union umfassend und seriös zu informieren. Döring: "Ich bin sicher, dass diese intensiven Aktivitäten ihren wichtigsten Zweck erfüllen: Das historische Projekt der EU-Erweiterung in seiner immensen Bedeutung und Tragweite jedem einzelnen Bürger und jedem Unternehmer so vor Augen zu führen, dass eine Aufbruchstimmung entsteht. Die Risiken sind beherrschbar und die Chancen sind enorm. Gerade Baden-Württemberg wird besonders reichen Nutzen aus dem neuen Europa ziehen können."
